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IX. Nachtrag 
zum Steuergesetz

vom 26. Juni 20121

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 2. November 20112 Kennt-
nis genommen und

erlässt

als Gesetz:

I.

Das Steuergesetz vom 9. April 19983 wird wie folgt geändert: 

Art. 2. Die politischen Gemeinden erheben: 
a) Einkommens- und Vermögenssteuern von natürlichen Personen; 
b) Grundsteuern von natürlichen und juristischen Personen; 
c)  Handänderungssteuern von natürlichen und juristischen Personen. 

Art. 14. Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder 
Aufenthalt im Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit 
steuerpflichtig, wenn sie: 
a) im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten; 
b)  an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder 

diesen wirtschaftlich gleichkommende persönliche Nutzungs-
rechte haben. 

Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf-
enthalt in der Schweiz sind ausserdem aufgrund wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie: 
a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben; 
b)  als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juris ti-

schen Personen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, 
Sitzungsgelder, feste Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen 
oder ähnliche Vergütungen beziehen; 

b) Politische 
Gemeinden 

Wirtschaftliche 
Zugehörigkeit 

1  Vom Kantonsrat erlassen am 24. April 2012; nach unbenützter Referendums-
frist rechtsgültig geworden am 26. Juni 2012; in Vollzug ab 1. Januar 2013.

2 ABl 2011, 3350 ff.
3 sGS 811.1.
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c)  Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch 
Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert 
sind; 

d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln; 
e)  Pensionen, Ruhegehälter oder andere Leistungen erhalten, die auf-

grund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses 
von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz 
im Kanton ausgerichtet werden; 

f)  Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen 
der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der ge-
bundenen Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton 
erhalten; 

g)  für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder 
eines Luftfahrzeugs oder bei einem Transport auf der Strasse 
Lohn oder andere Vergütungen von einem Arbeitgeber mit Sitz 
oder Betriebsstätte im Kanton erhalten. 

Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die 
Geschäftstätigkeit eines Unternehmens oder ein freier Beruf ganz 
oder teilweise ausgeübt wird.

Art. 16. Die Abgrenzung der Steuerpflicht für Geschäftsbetriebe, 
Betriebsstätten und Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu andern 
Kantonen und zum Ausland nach den Grundsätzen des Bundes-
rechts über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung. 

Wenn ein schweizerisches Unternehmen Verluste aus einer aus-
ländischen Betriebsstätte mit inländischen Gewinnen verrechnet 
hat, innert der folgenden sieben Jahre jedoch aus dieser Betriebs-
stätte Gewinne verzeichnet, wird im Ausmass der im Betriebsstät-
testaat verrechenbaren Gewinne eine Nachsteuer erhoben. Die Ver-
luste aus dieser Betriebsstätte werden in diesem Fall in der Schweiz 
nachträglich nur satzbestimmend berücksichtigt. In allen übrigen 
Fällen werden Auslandverluste ausschliesslich satzbestimmend be-
rücksichtigt.

Steuerpflichtige ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent-
halt in der Schweiz versteuern für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten 
und Grundstücke im Kanton wenigstens das im Kanton erzielte Ein-
kommen und das im Kanton gelegene Vermögen. 

Art. 17 wird aufgehoben. 

Art. 30. Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder 
öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Neben-
einkünfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, 
Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, 
Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligun-
gen und andere geldwerte Vorteile.

Steuer-
ausscheidung 

b) Unselb-
ständige 
Erwerbs-
tätigkeit 
1. Allgemeines 
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Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten: 
a)  Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschafts-

anteile oder Beteiligungen anderer Art, welche die Arbeitgeberin, 
deren Muttergesellschaft oder eine andere Konzerngesellschaft 
den Mitarbeitern abgibt; 

b)  Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach Bst. a dieser 
Bestimmung.

Als unechte Mitarbeiterbeteiligungen gelten Anwartschaften auf 
blosse Bargeldabfindungen.

Art. 30bis (neu). Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbetei-
ligungen, ausser aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Optio-
nen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen aus unselbstän-
diger Erwerbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung entspricht 
deren Verkehrswert vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis.

Bei Mitarbeiteraktien werden für die Berechnung der steuerbaren 
Leistung Sperrfristen mit einem Einschlag von 6 Prozent je Sperr-
jahr auf deren Verkehrswert berücksichtigt. Dieser Einschlag gilt längs-
tens für zehn Jahre.

Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten 
Mitarbeiteroptionen werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. 
Die steuerbare Leistung entspricht dem Verkehrswert der Aktie bei 
Ausübung vermindert um den Ausübungspreis.

Hatte der Steuerpflichtige nicht während der gesamten Zeitspanne 
zwischen Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten 
Mitarbeiteroptionen nach Abs. 3 dieser Bestimmung steuerrecht-
lichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, werden die geld-
werten Vorteile daraus anteilmässig im Verhältnis zwischen der ge-
samten zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

Art. 30ter (neu). Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiter-
beteiligungen sind im Zeitpunkt ihres Zuflusses steuerbar.

Art. 37. Steuerfrei sind:
a)  der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung 

oder güterrechtlicher Auseinandersetzung;
b)  die Kapitalgewinne aus der Veräusserung von beweglichem Privat-

vermögen;
c)  der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalver-

sicherung, ausgenommen aus Freizügigkeitspolicen und Freizügig-
keitskonten. Art. 33 Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes bleibt vorbehalten;

d)  die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder 
von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, 
wenn sie der Empfänger innert Jahresfrist zum Einkauf in eine Ein-
richtung der beruflichen Vorsorge verwendet;

2. Einkünfte 
aus echten 
Mitarbeiter-
beteiligungen

3. Einkünfte 
aus unechten 
Mitarbeiter-
beteiligungen 

h) Steuerfreie 
Einkünfte 
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e) die Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln; 
f)  die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, 

ausgenommen die Unterhaltsbeiträge nach Art. 36 Bst. f dieses 
Gesetzes; 

g) der Sold für Militär- und Zivilschutzdienst; 
h) die Zahlung von Genugtuungssummen; 
i)  die Einkünfte aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungs-

leistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung; 
k)  die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über 

Glücksspiele und Spielbanken erzielten Gewinne;
l)  der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von Fr. 5000.– 

für Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der 
Kernaufgaben der Feuerwehr, wie Übungen, Pikettdienste, Kurse, 
Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämp-
fung, allgemeine Schadenwehr, Elementarschadenbewältigung. 
Ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader sowie Funktions-
zulagen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und 
für Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt.

Art. 45. Von den Einkünften werden abgezogen:
a)  die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, 

im Umfang der nach Art. 33, 33bis und 34 dieses Erlasses steuer-
baren Vermögenserträge zuzüglich Fr. 50 000.–; 

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten;
c)  die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tat-

sächlich getrennt lebenden Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge 
an einen Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge oder 
Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung 
anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungs-
pflichten;

d)  die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prä-
mien und Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung und an Einrichtungen der beruflichen Vorsorge; 

e)  Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen auf 
Leistungen aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvor-
sorge nach Art. 82 BVG;

f)  die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die 
 Arbeitslosenversicherung und die obligatorische Unfallversiche-
rung;

g)  die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- 
und die nicht unter Bst. f dieser Bestimmung fallende Unfallver-
sicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflich-
tigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamt-
betrag von Fr. 4800.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten 
und von Fr. 2400.– für die übrigen Steuerpflichtigen. Diese Abzüge 
erhöhen sich um Fr. 1000.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehe-
gatten und um Fr. 500.– für die übrigen Steuerpflichtigen, wenn 
keine Beiträge nach Bst. d und e dieser Bestimmung abgezogen 

Allgemeine 
Abzüge 
1. Von der 
Höhe des 
Einkommens 
unabhängige 
Abzüge 
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werden. Sie erhöhen sich um Fr. 600.– für jedes Kind, für das der 
Steuerpflichtige einen Kinderabzug geltend machen kann;

h)  die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Dritt-
personen, höchstens Fr. 7500.– für jedes Kind, das mit dem Steuer-
pflichtigen, der für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt 
lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang 
mit der Erwerbstätigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähig-
keit des Steuerpflichtigen stehen;

i)  Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien bis 
zum Gesamtbetrag von Fr. 20 000.– für gemeinsam steuerpflich-
tige Ehegatten und von Fr. 10 000.– für die übrigen Steuerpflich-
tigen, wenn die politischen Parteien:

 1.  im Parteienregister nach Art. 76 a des Bundesgesetzes vom 
17. Dezember 1976 über die politischen Rechte1 eingetragen sind 
oder

 2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder
 3.  in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Par-

lamentes wenigstens 3 Prozent der Stimmen erreicht haben.

Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbs-
einkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.– abgezogen; ein glei-
cher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, 
Geschäft oder Gewerbe des andern Ehegatten gewährt.

Art. 50. Die einfache Steuer vom Einkommen beträgt:  Fr. 
0 Prozent für die ersten 11 000.–
4 Prozent für die weiteren 4 000.–
6 Prozent für die weiteren 17 000.–
8 Prozent für die weiteren 25 000.–
9,2 Prozent für die weiteren 36 000.–
9,4 Prozent für die weiteren 157 000.–

Für steuerbare Einkommen über Fr. 250 000.– beträgt die einfache 
Steuer für das ganze Einkommen 8,5 Prozent. 

Für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten wird der Steuersatz des 
halben steuerbaren Einkommens angewendet.

Abs. 3 dieser Bestimmung wird auch auf verwitwete, getrennt 
 lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige angewendet, die mit 
Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammenleben 
und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

Ausgeschüttete Gewinne von Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften werden zur Hälfte des für das steuerbare Gesamteinkom-
men anwendbaren Steuersatzes besteuert, wenn die steuerpflichtige 
Person mit wenigstens 10 Prozent am Aktien-, Grund- oder Stamm-
kapital beteiligt ist.

h) Steuer-
berechnung 
1. Steuersatz 

1  SR 161.1.
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Art. 56. Wertpapiere werden nach dem Kurswert oder, wenn kein 
solcher besteht, nach dem inneren Wert bewertet.

Bei echten Mitarbeiterbeteiligungen wird eine Sperrfrist mit einem 
angemessenen Einschlag vom Verkehrswert berücksichtigt. Gesperrte 
oder nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mit-
arbeiterbeteiligungen unterliegen nicht der Vermögenssteuer, sind 
jedoch bei Zuteilung im Wertschriftenverzeichnis aufzuführen.

Bei der Bewertung bestrittener oder unsicherer Rechte und For-
derungen wird die Verlustwahrscheinlichkeit berücksichtigt.

Lebens- und Rentenversicherungen unterliegen der Vermögens-
steuer mit ihrem Rückkaufswert.

Art. 74. Die Abgrenzung der Steuerpflicht für Geschäftsbetriebe, 
Betriebsstätten und Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu andern 
Kantonen und zum Ausland nach den Grundsätzen des Bundesrechts 
über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung. 

Ein schweizerisches Unternehmen kann Verluste aus einer aus-
ländischen Betriebsstätte mit inländischen Gewinnen verrechnen, 
soweit diese Verluste im Betriebsstättestaat nicht bereits berücksich-
tigt wurden. Verzeichnet die Betriebsstätte innert der folgenden sie-
ben Geschäftsjahre Gewinne, erfolgt in diesen Geschäftsjahren die 
Besteuerung im Ausmass der im Betriebsstättestaat verrechneten 
Verlustvorträge. Verluste aus ausländischen Liegenschaften werden 
nur dann berücksichtigt, wenn im betreffenden Staat auch eine Be-
triebsstätte unterhalten wird.

Juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in 
der Schweiz versteuern für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und 
Grundstücke den im Kanton erzielten Gewinn und das im Kanton 
gelegene Kapital.

Art. 75 wird aufgehoben. 

Art. 80. Von der Steuerpflicht sind befreit: 
a)  der Bund und seine Anstalten, soweit das Bundesrecht es vor-

sieht; 
b) der Staat und seine Anstalten; 
c)  der katholische und der evangelische Konfessionsteil sowie ihre 

Anstalten, die Christkatholische Kirchgemeinde St.Gallen und 
die Israelitische Gemeinde St.Gallen; 

d)  die politischen Gemeinden, die Schul-, die katholischen und die 
evangelischen Kirchgemeinden sowie ihre Anstalten; 

e)  die Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen mit 
Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz und von ihnen naheste-
henden Unternehmen sowie die Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts, sofern deren Mittel dauernd und ausschliesslich der Per-
sonalvorsorge dienen; 

2. Wertschriften

Steuer-
ausscheidung  

Ausnahmen 
von der 
Steuerpflicht 



nGS 47  – 147

7 811.1

f)  die inländischen Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen, ins-
besondere Arbeitslosen-, Krankenversicherungs-, Alters-, Inva-
liden- und Hinterlassenenversicherungskassen, soweit das Bundes-
recht es vorsieht; 

g)  die juristischen Personen, die öffentliche oder gemeinnützige 
Zwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliess-
lich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind. Unter-
nehmerische Zwecke sind grundsätzlich nicht gemeinnützig. Der 
Erwerb und die Verwaltung von wesentlichen Kapitalbeteiligun-
gen an Unternehmen gelten als gemeinnützig, wenn das Interesse 
an der Unternehmenserhaltung dem gemeinnützigen Zweck unter-
geordnet ist und keine geschäftsleitenden Tätigkeiten ausgeübt 
werden; 

h)  die juristischen Personen, die kantonal oder gesamtschweizerisch 
Kultuszwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die aus-
schliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind; 

i)  die ausländischen Staaten für ihre inländischen, ausschliesslich 
dem unmittelbaren Gebrauch der diplomatischen und konsula-
rischen Vertretungen bestimmten Liegenschaften sowie die von 
der Steuerpflicht befreiten institutionellen Begünstigten nach Art. 2 
Abs. 1 des eidgenössischen Gaststaatgesetzes vom 22. Juni 2007 
für die Liegenschaften, die Eigentum der institutionellen Begüns-
tigten sind und von deren Dienststellen benützt werden; 

j)  die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern 
deren Anleger ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge nach Bst. e oder steuerbefreite inländische 
Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen nach Bst. f dieses Ab-
satzes sind;

k)  die vom Bund konzessionierten Verkehrs- und Infrastruktur-
unternehmen, die für diese Tätigkeit Abgeltungen erhalten oder 
aufgrund ihrer Konzession einen ganzjährigen Betrieb von natio-
naler Bedeutung aufrechterhalten müssen. Die Steuerbefreiung 
erstreckt sich auch auf Gewinne aus der konzessionierten Tätig-
keit, die frei verfügbar sind. Von der Steuerbefreiung werden je-
doch Nebenbetriebe und Liegenschaften ausgenommen, die keine 
notwendige Beziehung zur konzessionierten Tätigkeit haben.

….
Für die nach Abs. 1 Bst. e bis h und j dieser Bestimmung von der 

Steuerpflicht befreiten juristischen Personen bleibt die Erhebung der 
Grundstückgewinnsteuer vorbehalten.



nGS 47  – 147

811.1 8

Art. 106. Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften be-
rechnet.

Steuerbar sind: 
a)  alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Neben-

einkünfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, 
Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, 
Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbetei-
ligungen und andere geldwerte Vorteile; 

b)  alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden Ersatzein-
künfte aus Arbeitsverhältnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Haft-
pflicht-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherung. Dazu gehören 
insbesondere Taggelder, Entschädigungen, Teilrenten und an 
 deren Stelle tretende Kapitalleistungen.

Art. 117. Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder 
der Geschäftsführung von juristischen Personen mit Sitz oder tat-
sächlicher Verwaltung im Kanton und von ausländischen Unterneh-
men, die im Kanton Betriebsstätten unterhalten, unterliegen für die 
ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädi-
gungen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen einem 
Steuerabzug an der Quelle.

Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, einschliess-
lich aller Zulagen und Nebenbezüge. Dazu gehören auch die Ent-
schädigungen, die nicht dem Steuerpflichtigen selber, sondern einem 
Dritten zufliessen.

Die Steuer beträgt 20 Prozent der steuerbaren Einkünfte.

Art. 117bis (neu). Im Ausland wohnhafte Personen unterliegen für 
geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Mit-
arbeiteroptionen im Zeitpunkt der Ausübung einem Steuerabzug an 
der Quelle.

Als steuerbare Einkünfte gelten anteilmässig die geldwerten Vor-
teile im Verhältnis zwischen der gesamten Zeitspanne von Erwerb 
bis Entstehen des Ausübungsrechts zu der in der Schweiz verbrach-
ten Zeitspanne.

Die Steuer beträgt 20 Prozent der steuerbaren Einkünfte.

Art. 130. Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen die Gewinne, 
die aus Veräusserung von Grundstücken des Privatvermögens oder 
von Anteilen an solchen erzielt werden. 

Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen ausserdem: 
a)  Gewinne aus Veräusserung land- und forstwirtschaftlicher Grund-

stücke natürlicher Personen; 
b) …; 
c)  Gewinne aus Veräusserung von Grundstücken juristischer Perso-

nen, die nach Art. 80 Abs. 1 Bst. e bis h und j dieses Gesetzes von 
der Steuerpflicht befreit sind. 

Steuerbare 
Leistungen 

Organe 
juristischer 
Personen 

Empfänger von 
Mitarbeiter-
beteiligungen 

Gegenstand 
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Art. 132. Die Besteuerung wird aufgeschoben bei:
a)  Eigentumswechsel durch Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermächt-

nis), Erbvorbezug oder Schenkung;
b)  Eigentumswechsel unter Ehegatten zur Abgeltung güter- und 

scheidungsrechtlicher Ansprüche sowie ausserordentlicher Bei-
träge nach Art. 165 ZGB, auf Begehren beider Ehegatten;

c)  Landumlegung, Güterzusammenlegung, Quartierplanung, Grenz-
bereinigung, Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen sowie 
bei Landumlegung im Enteignungsverfahren oder bei drohender 
Enteignung; 

d)  vollständiger oder teilweiser Veräusserung eines selbstbewirtschaf-
teten land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks, soweit der 
Erlös innert angemessener Frist zum Erwerb eines in der Schweiz 
gelegenen Ersatzobjekts oder zur Verbesserung der eigenen, selbst-
bewirtschafteten land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücke 
verwendet wird; 

e)  Veräusserung eines betriebsnotwendigen Grundstücks, das im 
Eigentum einer juristischen Person steht, die nach Art. 80 Abs. 1 
Bst. e bis h dieses Gesetzes von der Steuerpflicht befreit ist, soweit 
der Erlös innert angemessener Frist zum Erwerb eines in der 
Schweiz gelegenen Ersatzobjekts verwendet wird. Bei einer Um-
strukturierung wird Art. 88 dieses Gesetzes sachgemäss angewen-
det; 

f)  Veräusserung einer dauernd und ausschliesslich selbst genutzten 
Wohnliegenschaft (Einfamilienhaus oder Eigentumswohnung), 
soweit der Erlös innert angemessener Frist zum Erwerb oder 
zum Bau einer gleich genutzten Ersatzliegenschaft in der Schweiz 
verwendet wird.

Bei einer Ersatzbeschaffung nach Abs. 1 Bst. c bis f dieser Bestim-
mung in einem anderen Kanton wird der aufgeschobene Gewinn 
nach Art. 199 bis 203 dieses Gesetzes nachbesteuert, wenn das 
 Ersatzobjekt steuerbegründend veräussert wird und dieser Kanton 
im analogen Fall die Nachbesteuerung beansprucht.

Art. 174. Der Veranlagungsbehörde müssen für jede Steuerperiode 
eine Bescheinigung einreichen: 
a)  juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und 

anderer Organe ausgerichteten Leistungen; Stiftungen reichen 
zusätzlich eine Bescheinigung über die ihren Begünstigten erbrach-
ten Leistungen ein; 

b)  Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen 
Selbstvorsorge über die den Vorsorgenehmern oder Begünstigten 
erbrachten Leistungen; 

b) Steuer-
aufschiebende 
Veräusserungen 

c) Meldepflicht 
Dritter 
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c)  einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Ver-
hältnisse, die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung 
sind, insbesondere über ihren Anteil an Einkommen und Ver-
mögen der Gesellschaft; 

d)  die Arbeitgeber über die geldwerten Vorteile aus echten Mitarbei-
terbeteiligungen sowie über die Zuteilung und die Ausübung von 
Mitarbeiteroptionen.

Art. 184. Der Schuldner der steuerbaren Leistung hat alle für die 
vollständige Steuererhebung notwendigen Massnahmen vorzukehren. 
Er hat insbesondere: 
a)  der Steuerbehörde alle natürlichen und juristischen Personen zu 

melden, denen er der Quellensteuer unterliegende Leistungen aus-
richtet; 

b)  bei Fälligkeit von Geldleistungen die geschuldete Steuer zurück-
zubehalten und bei anderen Leistungen, namentlich Naturalleis-
tungen und Trinkgelder, die geschuldete Steuer vom Steuer-
pflichtigen einzufordern; 

c)  den Steuerabzug auch vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige 
in einem andern Kanton der Besteuerung unterliegt; 

d)  der Steuerbehörde bzw. bei Quellensteuern auf kleinen Arbeits-
entgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit der zuständigen 
AHV-Ausgleichskasse die Steuern fristgerecht abzuliefern und 
mit ihnen darüber periodisch abzurechnen; 

e)  der Steuerbehörde zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in 
alle Unterlagen zu gewähren und ihr über die für die Erhebung 
der Quellensteuer massgebenden Verhältnisse mündlich oder 
schriftlich Auskunft zu erteilen; 

f)  dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder eine Bestätigung 
über die Höhe des Steuerabzugs sowie auf Verlangen gegebenen-
falls einen Lohnausweis auszustellen; 

g)  Steuerpflichtige, die der nachträglichen ordentlichen Veranla-
gung nach Art. 112 dieses Gesetzes unterliegen, der Steuerbehörde 
alljährlich unaufgefordert zu melden; 

h)  die anteilmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbei-
teroptionen zu entrichten. Der Arbeitgeber schuldet die anteil-
mässige Steuer auch dann, wenn der geldwerte Vorteil von einer 
ausländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird.

Art. 200. Eine Nachsteuer ohne Zins wird erhoben, wenn: 
a) …;
b)  sich nachträglich herausstellt, dass bei einer internationalen 

Steuerausscheidung Verluste aus einer ausländischen Betriebs-
stätte nach Art. 16 Abs. 1 dieses Gesetzes zu Unrecht mit inlän-
dischen Einkünften oder Gewinnen verrechnet wurden; 

c)  nachträglich die Ermässigung der Erbschafts- oder Schenkungs-
steuer nach Art. 156 dieses Gesetzes dahinfällt.

a) für 
Quellensteuer 
1. Pflichten 
des Schuldners 
der steuerbaren 
Leistung 

b) Besondere 
Fälle 
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Art. 246 wird aufgehoben.

Art. 268. Der Angeschuldigte hat persönlich vor der Verwaltungs-
rekurskommission zu erscheinen. Der Präsident kann das persön-
liche Erscheinen aus wichtigen Gründen erlassen.

Wird dem Angeschuldigten das persönliche Erscheinen nicht 
 erlassen und erscheint er innert einer halben Stunde nach der fest-
gesetzten Zeit unentschuldigt nicht zur Verhandlung, wird Rückzug 
seines Begehrens um gerichtliche Beurteilung angenommen.

War der Angeschuldigte unverschuldet verhindert, an der Haupt-
verhandlung teilzunehmen, kann er innert zehn Tagen seit der 
 Urteilszustellung eine Neubeurteilung verlangen.

Art. 282 und Art. 285 bis 316 werden aufgehoben.

II.

Dieser Erlass wird ab 1. Januar 2013 angewendet. 

Der Präsident des Kantonsrates: 
Karl Güntzel

Der Staatssekretär: 
Canisius Braun 

e) Erscheinungs-
pflicht des 
Angeschuldig-
ten 
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Die Regierung des Kantons St.Gallen

erklärt:1 

Der IX. Nachtrag zum Steuergesetz wurde am 26. Juni 2012 rechts-
gültig, nachdem innerhalb der Referendumsfrist vom 15. Mai bis 
25. Juni 2012 kein Begehren um Anordnung einer Volksabstimmung 
gestellt worden ist.2

Der Erlass wird ab 1. Januar 2013 angewendet.

St.Gallen, 26. Juni 2012 Der Präsident der Regierung:
 Martin Gehrer 

 Der Staatssekretär:
 Canisius Braun 

1  Siehe ABl 2012, 2342 f.
2 Referendumsvorlage siehe ABl 2012, 1495 ff.
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